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Geltungsbereich 
Nachstehende Bedingungen der Elepart Plastics GmbH (nachfolgend „Lieferer“ ge-
nannt) gelten nur gegenüber Kaufleuten und sonstigen Unternehmern, juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Sondervermö-
gen.  
 
I. Vertragsgrundlagen  
1. Lieferungen und Leistungen erfolgen nur auf Grund des Angebotes des Lieferers 
und der dieses Angebot in Bezug nehmenden oder die Bestellung des Bestellers be-
stätigenden schriftlichen oder in Textform verfassten Auftragsbestätigung des Liefe-
rers; Aufträge werden erst durch diese Auftragsbestätigung des Lieferers verbindlich. 
Änderungen und Ergänzungen sollen in Textform erfolgen. Alle Angebote sind frei-
bleibend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind.  
2. Diese Bedingungen gelten bei ständigen Geschäftsbeziehungen auch für künftige 
Geschäfte, bei denen nicht ausdrücklich auf sie Bezug genommen ist, sofern sie dem 
Besteller bei einem früher vom Lieferer bestätigten Auftrag zugegangen sind.  
3. Von den Bedingungen des Lieferers abweichende Einkaufsbedingungen des Be-
stellers sind ausgeschlossen; sie verpflichten den Lieferer, selbst wenn auf solche in 
der Bestellung Bezug genommen wird, nur im Falle ihrer ausdrücklichen schriftlichen 
oder in Textform verfassten Bestätigung durch den Lieferer. Sofern im Einzelfall die 
Geltung von Einkaufsbedingungen des Bestellers vereinbart ist, gelten die Bedingun-
gen des Lieferers jedenfalls auch insoweit, als sie dort nicht geregelte Gegenstände 
betreffen.  
4. Der Lieferer ist berechtigt, sich zur Erfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber 
dem Besteller jederzeit der Hilfe Dritter als Erfüllungsgehilfen zu bedienen. 
5. Mangels ausdrücklich gegenteiliger Kennzeichnung sind sämtliche zu einem An-
gebot des Lieferers gehörenden Liefer- und/oder Leistungsspezifikationen – Beschaf-
fenheits- und Qualitätsbeschreibungen sowie Maß- und Gewichtsangaben – sowie 
etwa zugehörige Proben und Muster nur annähernd und nur im Rahmen branchen-
üblicher Toleranzen maßgebend. Unsere Angaben über Maße, Eigenschaften und 
Verwendungszwecke unserer Produkte dienen außerhalb besonderer Vereinbarun-
gen lediglich ihrer Beschreibung und enthalten keine Beschaffenheitsvereinbarun-
gen, zugesicherte Eigenschaften oder sonstige Garantien. 
6. Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein oder werden, so werden die übri-
gen Bedingungen hiervon nicht berührt.  
 
II. Preise  
1. Die Preise gelten im Zweifel ab Werk ausschließlich Fracht, Zoll, Einfuhrnebenab-
gaben und Verpackung zuzüglich Mehrwertsteuer in gesetzlicher Höhe.  
2. Ändern sich nach Abgabe des Angebotes oder nach Auftragsbestätigung bis zur 
Lieferung die maßgebenden Kostenfaktoren wesentlich, so werden sich Lieferer und 
Besteller über eine Anpassung der Preise und der Kostenanteile für Formen verstän-
digen.  
3. Ist die Abhängigkeit des Preises vom Teilegewicht vereinbart, ergibt sich der end-
gültige Preis aus dem Gewicht der freigegebenen Ausfallmuster.  
4. Der Lieferer ist bei neuen Aufträgen (= Anschlussaufträgen) nicht an vorherge-
hende Preise gebunden.  
 

III. Zahlungsbedingungen[RK1][SZ2] 
1. Wechsel und Schecks nimmt der Lieferer nur aufgrund besonderer Vereinbarung 
und nur spesenfrei und zahlungshalber unter dem Vorbehalt der Diskontierbarkeit mit 
Wertstellung auf den Tag an, an dem der Lieferer über ihren Gegenwert verfügen 
kann. 
2. Bei Zahlungsverzug des Bestellers berechnet der Lieferer vorbehaltlich der Gel-
tendmachung weitergehender Schadensersatzansprüche Zinsen in Höhe des Zins-
satzes jeweiliger eigener Bankverbindlichkeiten, mindestens jedoch in Höhe von 9 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank. Dem Bestel-
ler bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Lieferer kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Verzugsschaden entstanden ist.  
Sofern der Besteller mit der Bezahlung einer Lieferung ganz oder teilweise in Verzug 
gerät, werden sämtliche Forderungen des Lieferers gegen den Besteller sofort zur 
Zahlung fällig; die Auslieferung weiterer Waren erfolgt dann nur noch gegen Vor-
kasse oder Nachnahme. 
3. Zahlungsansprüchen des Lieferers gegenüber sind Zurückbehaltungs- bzw. Leis-
tungsverweigerungsrechte des Bestellers, die nicht auf vorsätzlichen oder grobfahr-
lässigen Vertragsverstößen des Lieferers bzw. seiner Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen beruhen, insoweit ausgeschlossen, als die ihrer Geltendmachung zugrunde-
liegenden Gegenforderungen nicht unbestritten oder nicht rechtskräftig festgestellt 
sind. Der Ausschluss gilt so lange nicht, wie der Lieferer im Falle von vom Besteller 
bezahlten mangelhaften Teillieferungen bzw. -leistungen mit diesbezüglichen Ersatz-
lieferungen bzw. -leistungen gegenüber weiteren Zahlungsverpflichtungen des Be-
stellers nicht vorleistet. 
4. Zur Aufrechnung gegenüber Zahlungsansprüchen des Lieferers ist der Besteller 
nur mit vom Lieferer anerkannten oder rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen 
befugt. 
 
IV. Liefer- und Abnahmepflicht, Lieferfristen  

1. Lieferfristen beginnen nach Eingang aller für die Ausführung des Auftrages erfor-
derlichen Unterlagen, der Anzahlung und der rechtzeitigen Materialbeistellungen, so-
weit diese vereinbart wurden, jedoch nicht vor dem Eingang der Auftragsbestätigung 
des Lieferers beim Besteller. Mit Meldung der Versandbereitschaft gilt die Lieferfrist 
als eingehalten, wenn sich die Versendung ohne Verschulden des Lieferers verzögert 
oder unmöglich ist.  
2. Angemessene Teillieferungen sowie zumutbare Abweichungen von den Bestell-
mengen bis zu plus/minus 10% sind zulässig. 
3. Wird eine vereinbarte Lieferfrist infolge eigenen Verschuldens des Lieferers nicht 
eingehalten, so ist vom Besteller eine angemessene Nachfrist zu setzen. Hat der 
Lieferer nach Ablauf auch dieser Nachfrist die Versand- bzw. Leistungsbereitschaft 
nicht angezeigt, so ist der Besteller berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten 
Teils der Lieferung oder Leistung vom Vertrag zurückzutreten oder für den Fall, dass 
gesetzlichen Vertretern oder Erfüllungsgehilfen des Lieferers in Bezug auf die Verzö-
gerung Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fallen, hinsichtlich dieses Teils 
Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen; weist der Besteller im Falle des teil-
weisen Verzuges nach, dass die teilweise Erfüllung für ihn kein Interesse hat, so ste-
hen ihm die genannten Rechte hinsichtlich des gesamten Vertrages zu. Ein Rücktritt 
ist ausgeschlossen, wenn sich der Besteller selbst in Annahmeverzug befindet. Dem 
Besteller bleibt der Nachweis eines höheren Schadens vorbehalten.  

4. Liefer- und Leistungsverzögerungen, die der Besteller zu vertreten hat, lassen ver-
einbarte Zahlungsverpflichtungen und Zahlungsfristen unberührt. Kommt der Bestel-
ler in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, so 
ist der Lieferer berechtigt, den ihm dadurch entstandenen Schaden einschließlich et-
waiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Verweigert der Besteller endgültig 
die Abnahme der Ware aus Gründen, die der Lieferer nicht zu vertreten hat, beträgt 
der Schadensersatzanspruch des Lieferers mindestens 15% des Nettovertragsprei-
ses, ohne dass der Lieferer zum Nachweis des Schadens verpflichtet ist; dem Be-
steller bleibt nachgelassen, den Nachweis zu führen, dass dem Lieferer kein oder nur 
ein geringerer Schaden entstanden ist. 
5. Bei Abrufaufträgen ohne Vereinbarung von Laufzeit, Fertigungslosgrößen und Ab-
nahmeterminen kann der Lieferer spätestens drei Monate nach Auftragsbestätigung 
eine verbindliche Festlegung hierüber verlangen. Kommt der Besteller diesem Ver-
langen nicht innerhalb von drei Wochen nach, ist der Lieferer berechtigt, eine ange-
messene Nachfrist zu setzen und nach deren Ablauf vom Vertrag zurückzutreten 
und/ oder Schadensersatz zu fordern.  
6. Ereignisse höher Gewalt berechtigen den Lieferer, die Lieferung um die Dauer der 
Behinderung und einer angemessenen Anlaufzeit hinauszuschieben, oder wegen 
des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten. Der 
höheren Gewalt stehen Streik, Aussperrung oder unvorhersehbare, unvermeidbare 
Umstände, z.B. Betriebsstörungen, gleich, die dem Lieferer die rechtzeitige Lieferung 
trotz zumutbarer Anstrengungen unmöglich machen; den Nachweis darüber hat der 
Lieferer zu führen. Dies gilt auch, wenn die vorgenannten Behinderungen während 
eines Verzuges oder bei einem Unterlieferanten eintreten. Der Besteller kann den 
Lieferer auffordern, innerhalb von zwei Wochen zu erklären, ob er zurücktreten will, 
oder innerhalb einer angemessenen Nachfrist liefern will. Erklärt er sich nicht, kann 
der Besteller vom nicht erfüllten Teil des Vertrages Zurücktreten. Der Lieferer wird 
den Besteller unverzüglich benachrichtigen, wenn ein Fall höher Gewalt, wie in Ab-
satz 1 aufgeführt, eintritt. Er hat Beeinträchtigungen des Bestellers so gering wie 
möglich zu halten, ggf. durch Herausgabe der Formen für die Dauer der Behinderung.  
 
V. Verpackung, Versand, Gefahrenübergang und Annahmeverzug  

1. Sofern nicht anders vereinbart, wählt der Lieferer Verpackung, Versandart, Trans-
porteur und Versandweg mit eigenüblicher Sorgfalt, sofern nicht der Besteller hier-
über rechtzeitig vor Ablauf der Lieferfrist eine Bestimmung trifft.  
2. Die Gefahr geht bei Lieferungen auch bei frachtfreier Lieferung mit Übergabe des 
Liefergutes an den Transporteur auf den Besteller über, bei Leistungen im Zeitpunkt 
der Abnahme des Vertragsgegenstandes. Bei vom Besteller zu vertretenden Verzö-
gerungen der Absendung sowie im Falle der Selbstabholung durch den Besteller geht 
die Gefahr bereits mit der Mitteilung der Versandbereitschaft auf ihn über.  
3. Auf schriftliches oder in Textform verfasstes Verlangen des Bestellers wird die 
Ware auf seine Kosten gegen von ihm zu bezeichnende Risiken versichert.  
 
VI. Eigentumsvorbehalt  
1. Die Lieferungen bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung sämtlicher dem 
Lieferer gegen den Besteller zustehender Ansprüche. Bei laufender Rechnung gilt 
das vorbehaltene Eigentum an den Lieferungen (Vorbehaltsware) als Sicherung für 
die Saldorechnung des Lieferers. Wird im Zusammenhang mit der Bezahlung des 
Kaufpreises eine wechselmäßige Haftung des Lieferers begründet, so erlischt der 
Eigentumsvorbehalt nicht vor Einlösung des Wechsels durch den Käufer als Bezo-
genem.  
2. Eine Be- oder Verarbeitung durch den Besteller erfolgt unter Ausschluss des Ei-
gentumserwerbes nach § 950 BGB im Auftrag des Lieferers; dieser wird entspre-
chend dem Verhältnis des Netto-Fakturenwerts seiner Ware zum Netto-Fakturenwert 
der zu be- oder verarbeitenden Ware Miteigentümer der so entstandenen Sache, die 
als Vorbehaltsware zur Sicherstellung der Ansprüche des Lieferers gemäß Absatz 1 
dient.  
3. Bei Verarbeitung (Verbindung/Vermischung) mit anderen, nicht dem Lieferer ge-
hörenden Waren durch den Besteller gelten die Bestimmungen der §§ 947, 948 BGB 
mit der Folge, dass der Miteigentumsanteil des Lieferers an der neuen Sache nun-
mehr als Vorbehaltsware im Sinne dieser Bedingungen gilt.  
4. Die Weiteräußerung der Vorbehaltsware ist dem Besteller nur im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr und unter der Bedingung gestattet, dass er mit seinen Kunden 
ebenfalls einen Eigentumsvorbehalt gemäß den Absätzen 1 bis 3 vereinbart. Zu an-
deren Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere Verpfändungen Und Si-
cherheitsübereignung, ist der Besteller nicht berechtigt.  
5. Für den Fall der Weiterveräußerung tritt der Besteller hiermit schon jetzt bis zur 
Erfüllung sämtlicher Ansprüche des Lieferers, die ihm aus der Weiterveräußerung 
entstehenden Forderungen und sonstigen berechtigten Ansprüchen gegen seine 
Kunden mit allen Nebenrechten an den Lieferer ab. Auf Verlangen des Lieferers ist 
der Besteller verpflichtet, dem Lieferer unverzüglich alle Auskünfte zu geben und Un-
terlagen auszuhändigen, die zur Geltendmachung der Rechte des Lieferers gegen-
über den Kunden des Bestellers erforderlich sind.  
6. Wird die Vorbehaltsware vom Besteller nach Verarbeitung gemäß Absatz 2 und / 
oder 3 zusammen mit anderen dem Lieferer nicht gehörenden Waren weiterveräu-
ßert, so gilt die Abtretung der Kaufpreisforderung gemäß Absatz 5 nur in Höhe des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsware des Lieferers.  
7. Übersteigt der Wert der für den Lieferer bestehenden Sicherheiten dessen Ge-
samtforderungen um mehr als 10%, so ist der Lieferer auf Verlangen des Bestellers 
insoweit zur Freigabe von Sicherungen nach Wahl des Lieferers verpflichtet.  
8. Pfändungen oder Beschlagnahme der Vorbehaltsware von dritter Seite sind dem 
Lieferer unverzüglich anzuzeigen. Daraus entstehende Interventionskosten gehen in 
jedem Fall zu Lasten des Bestellers, soweit sie nicht von Dritten getragen sind. 9. 
Falls der Lieferer nach Maßgabe vorstehender Bestimmungen von seinem Eigen-
tumsvorbehalt durch Zurücknahme von Vorbehaltsware Gebrauch macht, ist er be-
rechtigt, die Ware freihändig zu verkaufen oder versteigern zu lassen.  
Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts und insbesondere das Herausgabe-
verlangen stellen einen Rücktritt vom Vertrag dar. Die Rücknahme der Vorbehalts-
ware erfolgt zu dem erzielten Erlös, höchstens jedoch zu den vereinbarten Lieferprei-
sen. Weitergehende Ansprüche auf Schadensersatz, insbesondere entgangenen 
Gewinn, bleiben vorbehalten.  
 
VII. Sachmängelrechte  

1. Maßgebend für die Qualität und Ausführung der Erzeugnisse sind die Ausfallmus-
ter, welche dem Besteller auf Wunsch vom Lieferer zur Prüfung vorgelegt werden.  
Der Hinweis auf technische Normen dient der Leistungsbeschreibung und ist nicht 
als Beschaffenheitsgarantie auszulegen.  
2. Wenn der Lieferer den Besteller außerhalb seiner Vertragsleistung beraten hat, 
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nur bei ausdrücklicher vorheriger Zusicherung und nach Maßgabe der Haftungsbe-
stimmungen dieser AGB.  
3. Bei begründeter Mängelrüge – wobei die vom Besteller schriftlich in Textform frei-
gegebenen Ausfallmuster die zu erwartende Qualität und Ausführung bestimmen – 
ist der Lieferer zur Nacherfüllung verpflichtet.  
Unter Ausschluss weitergehender Ansprüche ist der Besteller berechtigt, wegen ins-
gesamt oder teilweise mangelhafter Lieferungen oder Leistungen im Umfange der 
Mangelhaftigkeit Nacherfüllung in Form der Nachbesserung oder – nach Wahl des 
Lieferers – in der der Ersatzlieferung bzw. -leistung zu verlangen, Ersatzlieferung je-
doch nur Zug um Zug gegen Rückgabe des mangelhaften Liefergutes; das Recht des 
Bestellers, bei endgültigem Fehlschlagen der Nacherfüllung Minderung zu verlangen 
oder vom Vertrag zurückzutreten, bleibt unberührt.  
Zur Durchführung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung bzw. -leistung ist dem 
Lieferer eine angemessene Frist einzuräumen; andernfalls wird diese von ihren 
Nacherfüllungspflichten frei. 
4. Nach seiner Wahl ist der Lieferer bei Lieferung von Fremderzeugnissen auch be-
rechtigt, anstelle eigener Ersatzlieferung dem Besteller diesbezügliche und etwaige 
weitergehenden Mängelansprüche abzutreten, die ihm selbst gegen den Hersteller 
oder Vorlieferanten zustehen; bei der Durchsetzung solcher Ansprüche wird der Lie-
ferer den Besteller unterstützen. Das Recht des Bestellers, bei endgültigem Fehl-
schlagen der Nacherfüllung Minderung zu verlangen oder vom Vertrag zurückzutre-
ten, bleibt unberührt. 
5. Eigenmächtiges Nacharbeiten und unsachgemäße Behandlung haben den Verlust 
aller Mängelansprüche zur Folge. Nur zur Abwehr unverhältnismäßig großer Schä-
den oder bei Verzug der Mängelbeseitigung durch den Lieferer ist der Besteller be-
rechtigt, im Wege der Ersatzvornahme selber nachzubessern und dafür Ersatz der 
angemessenen Kosten zu verlangen.  
6. Verschleiß oder Abnutzung durch vertragsgemäßen Gebrauch zieht keine Ge-
währleistungsansprüche nach sich.  
7. Mängelansprüche – mit Ausnahme mangelbedingter Schadensersatzansprüche, 
für die nachfolgende Ziffer VIII gilt – verjähren nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeit-
punkt des Gefahrübergangs auf den Besteller.  
8. Gesetzliche Untersuchungs- und Rügepflichten des Bestellers gemäß § 377 HGB 
bleiben unberührt. 
 

VIII. Allgemeine Haftungsbeschränkungen  
1. Die gesetzliche und vertragliche Haftung des Lieferers und die seiner Erfüllungs- 
bzw. Verrichtungsgehilfen für sämtliche Schäden wie etwa solche wegen Verschul-
dens bei Vertragsschluss, Mangelhaftigkeit der Ware (einschließlich daraus resultie-
render etwaiger Folgeschäden), Verzuges, sonstiger Pflichtverletzungen oder aus 
Delikt ist ausgeschlossen, soweit der Lieferer nicht für die Beschaffenheit der zu lie-
fernden Vertragsgegenstände eine Garantie übernommen oder einen Mangel arglis-
tig verschwiegen oder eine sog. Kardinalpflicht verletzt hat; Kardinalpflichten sind sol-
che Verpflichtungen, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Besteller regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf.  Dieser Haftungsausschluss findet ferner 
keine Anwendung auf 
a. die Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des Lie-
ferers oder eines seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruht, oder 
b. die Haftung für sonstige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässi-
gen Pflichtverletzung des Lieferers oder eines seiner gesetzlichen Vertreter oder Er-
füllungsgehilfen beruhen oder  
c. die gesetzlich zwingend vorgeschriebene verschuldensunabhängige Haftung z.B. 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 
2. Die vorstehende Regelung gilt auch, soweit der Kunde anstelle eines Anspruchs 
auf Ersatz des Schadens statt der Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen verlangt.  
3. Mit Ausnahme der Haftung für vorsätzlich herbeigeführte Schäden bzw. der ge-
setzlich zwingend vorgeschriebenen verschuldensunabhängigen Haftung z.B. nach 
dem Produkthaftungsgesetz ist die Haftung des Lieferers – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – nach Art und Umfang auf den typischerweise bei Geschäften der vor-
liegenden Art entstehenden vorhersehbaren Schaden beschränkt bzw. begrenzt; in 
Bezug auf die Verletzung von Kardinalpflichten (s.o.)  gilt dies allerdings nur im Falle 
leichter Fahrlässigkeit. 
4. Sämtliche nach Vorstehendem nicht ausgeschlossenen Schadensersatzansprü-
che des Bestellers gegen den Lieferer und seine Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehil-
fen verjähren innerhalb von 2 Jahren; dasselbe gilt entsprechend, wenn der Besteller 
anstelle eines Anspruchs auf Schadensersatz statt der Leistung Ersatz nutzloser Auf-
wendungen verlangt. Abweichend hiervon verjähren Schadensersatzansprüche we-
gen Verletzung der auf einem Mangel beruhenden Nacherfüllungspflicht jedoch in-
nerhalb der Frist gemäß vorstehender Ziffer VII 7.   
Die Verjährungsfrist für vertragliche, auf einem Mangel beruhende Schadensersatz-
ansprüche beginnt mit Gefahrübergang, bei allen übrigen Ansprüchen nach Kenntnis 
von Schadenseintritt und Schadensverursacher. Bei Ansprüchen wegen vorsätzli-
cher Schadensverursachung oder in Fällen gesetzlich zwingend vorgeschriebener 
verschuldensunabhängiger Haftung z.B. nach dem Produkthaftungsgesetz richtet 
sich die Verjährung dagegen nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
5. Die Verjährungsfrist im Falle eines Lieferregresses nach den §§ 445a, 445b BGB 
bleibt unberührt. 
 
IX. Formen (Werkzeuge)  
1. Der mit dem Besteller vereinbarte Peis für Formen enthält auch die Kosten für 
einmalige Bemusterung, nicht jedoch die Kosten für Prüf- und Bearbeitungsvorrich-
tungen sowie für vom Besteller veranlasste Änderungen. Kosten für weitere Bemus-
terungen, die der Lieferer zu vertreten hat, gehen zu seinen Lasten.  
2. Sofern nicht anders vereinbart, ist, bleibt der Lieferer Eigentümer der für den Be-
steller durch den Lieferer selbst oder einem von ihm beauftragten Dritten hergestell-
ten Formen. Formen werden nur für Aufträge des Bestellers verwendet, solange der 
Besteller seinen Zahlungs- und Abnahmeverpflichtungen nachkommt. Der Lieferer 
ist nur dann zum kostenlosen Ersatz dieser Formen verpflichtet, wenn diese zur Er-
füllung einer dem Besteller zugesicherten Ausbringungsmenge erforderlich sind. Die 
Verpflichtung des Lieferers zur Aufbewahrung erlischt zwei Jahre nach der letzten 
Teile-Lieferung aus der Form und vorheriger Benachrichtigung des Bestellers.  
3. Soll nach der ggf. getroffenen Vereinbarung ausnahmsweise der Besteller Eigen-
tümer der Formen werden, geht das Eigentum nach vollständiger Zahlung des darauf 
bezogenen Teils der Vergütung auf ihn über. Die Übergabe der Formen an den Be-
steller wird durch deren Aufbewahrung zugunsten des Bestellers ersetzt. Unabhängig 
von dem gesetzlichen Herausgabeanspruch des Bestellers und von der Lebensdauer 

der Formen ist der Lieferer bis zur Beendigung des Vertrages zu ihrem ausschließli-
chen Besitz berechtigt. Der Lieferer hat die Formen als Fremdeigentum zu kennzeich-
nen. 
4. Bei im Eigentum des Bestellers stehenden Formen gemäß Absatz 3 und/oder vom 
Besteller leihweise zur Verfügung gestellten Formen beschränkt sich die Haftung des 
Lieferers bezüglich Aufbewahrung und Pflege auf die eigenübliche Sorgfalt. Kosten 
für die Wartung und Versicherung trägt der Besteller. Die Verpflichtungen des Liefe-
rers erlöschen, wenn nach Erledigung des Auftrages und entsprechender Aufforde-
rung der Besteller die Formen nicht binnen angemessener Frist abholt. Solange der 
Besteller seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht in vollem Umfange nachgekom-
men ist, steht dem Lieferer in jedem Fall ein Zurückbehaltungsrecht an den Formen 
zu.  
5. Für die konstruktive Auslegung (Datensatz) technischer Bauteile ist der Besteller 
verantwortlich. Nachträgliche Änderungen der konstruktiven Auslegung (Datensatz, 
Form), werden dem Besteller in Rechnung gestellt, es sei denn, es besteht zwischen 
Besteller und Lieferant eine andere schriftliche Vereinbarung. 
 
X. Materialbeistellungen  

1. Werden Materialien vom Besteller geliefert, so sind sie auf seine Kosten und Ge-
fahr mit einem angemessenen Mengenzuschlag von mindestens 5 % rechtzeitig und 
in einwandfreier Beschaffenheit anzuliefern.  
2. Bei Nichterfüllung dieser Voraussetzung verlängert sich die Lieferzeit angemes-
sen. Außer in Fällen höherer Gewalt trägt der Besteller die entstehenden Mehrkosten 
auch für Fertigungsunterbrechungen.  
 
XI. Gewerbliche Schutzrechte und Rechtsmängel  

1. Hat der Lieferer nach Zeichnungen, Modellen, Mustern oder unter Verwendung 
von beigestellten Teilen des Bestellers zu liefern, so steht der Besteller dafür ein, 
dass Schutzrechte Dritter im Bestimmungsland der Ware hierdurch nicht verletzt wer-
den. Der Lieferer wird den Besteller auf ihm bekannte Rechte hinweisen. Der Bestel-
ler hat den Lieferer von Ansprüchen Dritter freizustellen und den Ersatz des entstan-
denen Schadens zu leisten. Wird diesem die Herstellung oder Lieferung von einem 
Dritten unter Berufung auf ein diesem gehöriges Schutzrecht untersagt, so ist der 
Lieferer – ohne Prüfung der Rechtslage – berechtigt, die Arbeiten bis zur Klärung der 
Rechtslage durch den Besteller und den Dritten einzustellen. Sollte dem Lieferer 
durch die Verzögerung die Weiterführung des Auftrages nicht mehr zumutbar sein, 
so ist er zum Rücktritt berechtigt.  
2. Dem Lieferer überlassene Zeichnungen und Muster, die nicht zum Auftrag geführt 
haben, werden auf Wunsch zurückgesandt; ansonsten ist er berechtigt, sie drei Mo-
nate nach Abgabe des Angebotes zu vernichten. Diese Verpflichtung gilt für den Be-
steller entsprechend. Der zu Vernichtung Berechtigte hat den Vertragspartner von 
seiner Vernichtungsabsicht rechtzeitig vorher zu informieren.  
3. Dem Lieferer stehen die Urheber- und ggf. gewerbliche Schutzrechte, insbeson-
dere alle Nutzungs- und Verwertungsrechte an den von ihm oder von Dritten in sei-
nem Auftrag gestalteten Modellen, Formen und Vorrichtungen, Entwürfen und Zeich-
nungen zu.  
4. Sollten sonstige Rechtmängel vorliegen, gilt für diese Nr. VI. entsprechend.  
 
XII. Erfüllungsort und Gerichtsstand  

1. Erfüllungsort ist der Sitz des Lieferers.  
2. Gerichtsstand ist nach Wahl des Lieferers dessen Firmensitz oder der Sitz des 
Bestellers, auch für Urkunden-, Wechsel- und Scheckprozesse.  
3. Es gilt ausschließlich deutsches Recht. Die Anwendung des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen vom 11. April 1980 über Verträge über den nationalen Warenkauf 
(BGBI 1989 S. 586) für die Bundesrepublik Deutschland (BGBI 1990 S. 1477) ist 
ausgeschlossen. 


